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Synopse Satzung der FUCHS PETROLUB SE 

Aktuell gültige Fassung  
Stand: 1. Juni 2015 

 
 

Neue Fassung 
Vorschläge Änderungen 5. Mai 2020 

 Streichungen rot markiert 
 Einfügungen grün markiert 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 

1.  Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Firma und Sitz 
 

§ 1 Firma und Sitz 

1. Die Gesellschaft ist eine Europäische Aktien-
gesellschaft („Societas Europaea" – „SE") und 
führt die Firma FUCHS PETROLUB SE. 

1. Die Gesellschaft ist eine Europäische Aktien-
gesellschaft („Societas Europaea" – „SE") und 
führt die Firma FUCHS PETROLUB SE. 
 

2. Sie hat ihren Sitz in Mannheim. 
 

2. Sie hat ihren Sitz in Mannheim. 
 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Herstel-
lung und der Vertrieb von Mineralöl - und Chemie-
produkten sowie die Führung aller  damit verbun-
denen Geschäfte, ferner der Erwerb, die Verwal-
tung und die Veräußerung von Beteiligungen jeder 
Rechtsform  sowie  die  Übernahme von Holding-
Funktionen oder betrieblichen Teilfunktionen für 
Beteiligungs und sonstige Unternehmen im In- 
und Ausland, insbesondere im Gesamtbereich der 
Schmierstoffe auf  Mineralöl-  und  Petrochemie-
Basis, der Chemie sowie verwandter technischer 
Gebiete. 
 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Entwick-
lung, Herstellung und der Vertrieb von sowie der 
Handel mit Schmierstoffen, Funktionsflüssigkeiten 
einschließlich zugehörigen Hilfs- und Betriebsstof-
fen und verwandten Produkten Mineralöl - und 
Chemieprodukten sowie die Führung aller damit 
verbundenen Geschäfte, ferner der Erwerb, die 
Verwaltung und die Veräußerung von Beteiligun-
gen jeder Rechtsform sowie die Übernahme von 
Holding-Funktionen oder betrieblichen Teilfunktio-
nen für Beteiligungs- und sonstige Unternehmen 
im In- und Ausland, insbesondere im Gesamtbe-
reich der Schmierstoffe auf  Mineralöl- und Petro-
chemie-Basis, der Chemie sowie verwandter tech-
nischer Gebiete, einschließlich der Erbringung von 
Dienstleistungen aller Art im Zusammenhang mit 
den vorgenannten Tätigkeiten. 
 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften, Maß-
nahmen und Rechtshandlungen berechtigt, die zur 
Erreichung des Unternehmenszwecks erforderlich 
oder zweckmäßig erscheinen.  Sie kann im In- und 
Ausland Zweigniederlassungen errichten sowie Un-
ternehmen gleicher oder ähnlicher Art gründen. 
 
 
 
 
 
 
 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften, Maß-
nahmen und Rechtshandlungen berechtigt, die zur 
Erreichung des Unternehmenszwecks erforderlich 
oder zweckmäßig erscheinen. Sie kann im In- und 
Ausland Vertretungen, Zweigniederlassungen und 
Betriebsstätten errichten sowie Unternehmen glei-
cher oder ähnlicher Art mit gleichem oder ähnli-
chem Gegenstand wie dem unter § 2 Abs. 1 ge-
nannten gründen und/ oder sich an solchen Unter-
nehmen beteiligen. Die Gesellschaft kann Unter-
nehmen unter ihrer einheitlichen Leitung zusam-
menfassen und weitere Aufgaben für diese über-
nehmen oder sich auf die Verwaltung der 
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Beteiligungen beschränken. Sie kann ihren Gegen-
stand auch ganz oder teilweise mittelbar verwirkli-
chen und hierzu ihren Betrieb ganz oder teilweise 
in Beteiligungsunternehmen ausgliedern. 
 

§ 3 Geschäftsjahr § 3 Geschäftsjahr 
 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 4 Bekanntmachungen, Informationen 
 

§ 4 Bekanntmachungen, Informationen 
 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im 
Bundesanzeiger, soweit nicht gesetzlich eine an-
dere Form der Veröffentlichung vorgesehen ist. 
Darüberhinausgehende Veröffentlichungspflichten 
bleiben unberührt. 

1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger, soweit 
nicht gesetzlich zwingend eine andere Form der 
Veröffentlichung vorgesehen ist. Darüberhinausge-
hende Veröffentlichungspflichten bleiben unbe-
rührt. 
 

 2. Informationen an die Inhaber zugelassener 
Wertpapiere der Gesellschaft können auch im 
Wege der Datenfernübermittlung übermittelt wer-
den. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung 
von Informationen und Mitteilungen nach den §§ 
67a und 125 AktG, welche auf den Weg der elekt-
ronischen Kommunikation beschränkt ist. Der Vor-
stand ist jedoch berechtigt, nicht aber verpflichtet, 
diese Informationen und Mitteilungen auch auf an-
derem Wege zu versenden. 
 

2. Grundkapital und Aktien 
 

2. Grundkapital und Aktien 

§ 5 Grundkapital 
 

§ 5 Grundkapital 
 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 
139.000.000,00 (in Worten Euro einhundertneunu-
nddreißig Millionen). 
 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 
139.000.000,00 (in Worten Euro einhundertneunu-
nddreißig Millionen). 
 

2. Das Grundkapital ist eingeteilt in 69.500.000 
Stück Stammaktien und 
69.500.000 Stück Vorzugsaktien.  
 
Anstelle von Aktienurkunden über je eine Aktie 
kann die Gesellschaft Urkunden über mehrere Ak-
tien (Sammelaktien) ausgeben.  Der Anspruch ei-
nes Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils wird 
ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung 
nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse 
gelten, an der die Aktie zugelassen ist. 
 

2. Das Grundkapital ist eingeteilt in 69.500.000 
Stück Stammaktien und 
69.500.000 Stück Vorzugsaktien. 
 
Anstelle von Aktienurkunden über je eine Aktie 
kann die Gesellschaft Urkunden über mehrere Ak-
tien (Sammelaktien) ausgeben.  Der Anspruch ei-
nes Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils wird 
ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung nach 
den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gel-
ten, an der die Aktie zugelassen ist. 

 
 
 

Hinweis: Es ist beabsichtigt, den nachfolgenden Absatz (3) 
nach dessen Fristablauf ersatzlos zu streichen. Hierzu ist der 
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3. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2020 mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats durch Ausgabe von bis zu 
27.800.000 neuer, auf den Inhaber lautender 
nennwertloser Stückaktien gegen Bar- oder Sach-
einlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insge-
samt Euro 27.800.000 zu erhöhen (,,Genehmigtes 
Kapital"). 
 
Ausgegeben werden dürfen jeweils Stamm- und/o-
der Vorzugsaktien. Die Vorzugsaktien sind mit den-
selben satzungsgemäß festgelegten Rechten wie 
die bereits ausgegebenen Vorzugsaktien auszustat-
ten. Bei der Ausgabe von Vorzugsaktien ist § 139 
Abs. 2 AktG zu beachten. 
 
Die neuen Aktien können von einem oder mehre-
ren durch den Vorstand bestimmten Kreditinsti-
tut(en) oder einem anderen die Voraussetzungen 
des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unterneh-
men mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht). 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Akti-
onäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen 
auszuschließen, sofern der Ausgabebetrag den 
Börsenpreis von Aktien gleicher Gattung nicht we-
sentlich unterschreitet und der rechnerische Anteil 
der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am 
Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreitet, und zwar weder zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch - 
falls dieser Wert geringer ist - zum Zeitpunkt ihrer 
Ausübung. Auf diese Begrenzung auf 1O % des 
Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien 
anzurechnen, sofern sie in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts erfolgt. Ferner sind auf diese Be-
grenzung auf 10 % des Grundkapitals diejenigen 
Aktien anzurechnen, die zur Bedienung etwaiger 
von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbunde-
nen Unternehmen ausgegebener Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- oder Options-pflichten auszugeben 
sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die 
Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden 
dieser Ermächtigung in entsprechender 

Aufsichtsrat gemäß Ziffer 2, § 5, Absatz (3) Unterabsatz 9 
dieser Satzung ermächtigt. 
3. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2020 mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats durch Ausgabe von bis zu 
27.800.000 neuer, auf den Inhaber lautender nenn-
wertloser Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinla-
gen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
Euro 27.800.000 zu erhöhen („Genehmigtes Kapi-
tal“). 
 
Ausgegeben werden dürfen jeweils Stamm- und/o-
der Vorzugsaktien. Die Vorzugsaktien sind mit den-
selben satzungsgemäß festgelegten Rechten wie 
die bereits ausgegebenen Vorzugsaktien auszustat-
ten. Bei der Ausgabe von Vorzugsaktien ist § 139 
Abs. 2 AktG zu beachten. 
 
Die neuen Aktien können von einem oder mehre-
ren durch den Vorstand bestimmten Kreditinsti-
tut(en) oder einem anderen die Voraussetzungen 
des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unterneh-
men mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht). 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Akti-
onäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen 
auszuschließen, sofern der Ausgabebetrag den Bör-
senpreis von Aktien gleicher Gattung nicht wesent-
lich unterschreitet und der rechnerische Anteil der 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am Grund-
kapital insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreitet, und zwar weder zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch — falls 
dieser Wert geringer ist — zum Zeitpunkt ihrer 
Ausübung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des 
Grundkapitals ist die Veräußerung eigener Aktien 
anzurechnen, sofern sie in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts erfolgt. Ferner sind auf diese Be-
grenzung auf 10 % des Grundkapitals diejenigen 
Aktien anzurechnen, die zur Bedienung etwaiger 
von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbunde-
nen Unternehmen ausgegebener Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- oder Options-pflichten auszugeben 
sind bzw. ausgegeben werden können, sofern die  
Schuldverschreibungen nach dem  
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Anwendung des § 186 Abs . 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausge-
geben werden. 
 
 
Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen ge-
gen Sacheinlagen bis zur Höhe von 20 % des zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-
gung oder - falls dieser Wert geringer ist - zum Zeit-
punkt ihrer Ausübung bestehenden Grundkapitals 
auszuschließen zur Gewährung von Aktien im Zu-
sammenhang mit (i) Unternehmenszusammen-
schlüssen, (ii) dem Erwerb von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligun-
gen (einschließlich der Aufstockung bestehender 
Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen 
mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammen-
hang stehenden Wirtschaftsgütern oder (iii) dem 
Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (ein-
schließlich Forderungen Dritter gegen die Gesell-
schaft oder mit der Gesellschaft verbundene Un-
ternehmen). 
 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, 
 
(1) soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 
die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, 
erforderlich ist; 
 
(2) soweit dies bei gleichzeitiger Ausgabe von 
Stamm- und Vorzugsaktien zur Wahrung der beste-
henden Beteiligungsverhältnisse der beiden Akti-
engattungen erforderlich ist; 
 
(3) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern 
bzw. Gläubigern etwaiger von der Gesellschaft o-
der mit der Gesellschaft verbundenen Unterneh-
men ausgegebenen Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung des Wandel- bzw.  Optionsrechts oder 
aufgrund der Wandel- bzw. Optionspflicht zu-
stehen würde. 
 
Der Vorstand darf das Bezugsrecht nur mit der Ein-
schränkung ausschließen,  dass die Summe der 
neuen Aktien, die unter  Ausschluss  des  Bezugs-
rechts  der Aktionäre ausgegeben werden, 

Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden. 
 
Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen ge-
gen Sacheinlagen bis zur Höhe von 20 % des zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-
gung oder — falls dieser Wert geringer ist — zum 
Zeitpunkt ihrer Ausübung bestehenden Grundkapi-
tals auszuschließen zur Gewährung von Aktien im 
Zusammenhang mit (i) Unternehmenszusammen-
schlüssen, (ii) dem Erwerb von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligun-
gen (einschließlich der Aufstockung bestehender 
Unternehmensbeteiligungen) oder von anderen 
mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammen-
hang stehenden Wirtschaftsgütern oder (iii) dem 
Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände (ein-
schließlich Forderungen Dritter gegen die Gesell-
schaft oder mit der Gesellschaft verbundene Un-
ternehmen). 
 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, 
 
(1) soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 
die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, 
erforderlich ist; 
 
(2) soweit dies bei gleichzeitiger Ausgabe von 
Stamm- und Vorzugsaktien zur Wahrung der beste-
henden Beteiligungsverhältnisse der beiden Akti-
engattungen erforderlich ist; 
 
(3) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern 
bzw. Gläubigern etwaiger von der Gesellschaft o-
der mit der Gesellschaft verbundenen Unterneh-
men ausgegebenen Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung des Wandel- bzw. Optionsrechts oder 
aufgrund der Wandel- bzw. Optionspflicht zu-
stehen würde. 
 
Der Vorstand darf das Bezugsrecht nur mit der Ein-
schränkung ausschließen, dass die Summe der 
neuen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre ausgegeben werden, 
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zusammen mit anderen Aktien, die von der Gesell-
schaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter einer anderen Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgege-
ben oder veräußert werden, rechnerisch einen An-
teil am Grundkapital von insgesamt 20 % weder 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung noch - falls dieser Wert geringer ist - 
zum Zeitpunkt ihrer Ausübung übersteigt. Auf 
diese Begrenzung auf 20 % des Grundkapitals sind 
gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder ei-
nem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgege-
bener Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben wer-
den können, sofern die Schuldverschreibungen 
nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in  
entsprechender  Anwendung  des  § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden. 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapital-
erhöhung und ihrer Durchführung einschließlich 
des Inhalts der Aktienrechte und der Bedingungen 
der Aktienausgabe festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitaler-
höhung aus genehmigtem Kapital und nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist zu ändern. 
 

zusammen mit anderen Aktien, die von der Gesell-
schaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter einer anderen Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgege-
ben oder veräußert werden, rechnerisch einen An-
teil am Grundkapital von insgesamt 20 % weder 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung noch — falls dieser Wert geringer ist 
— zum Zeitpunkt ihrer Ausübung übersteigt. Auf 
diese Begrenzung auf 20 % des Grundkapitals sind 
gleichfalls diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung etwaiger von der Gesellschaft oder ei-
nem mit ihr verbundenen Unternehmen ausgege-
bener Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten auszugeben sind bzw. ausgegeben wer-
den können, sofern die Schuldverschreibungen 
nach dem  Wirksamwerden dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Akti-
onäre ausgegeben werden. 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapital-
erhöhung und ihrer Durchführung einschließlich 
des Inhalts der Aktienrechte und der Bedingungen 
der Aktienausgabe festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitaler-
höhung aus genehmigtem Kapital und nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist zu ändern. 
 

4. Die Ausgabe weiterer Vorzugsaktien, die bei  der  
Verteilung  des  Gewinns oder des Gesellschafts-
vermögens den vorhandenen Vorzugsaktien ohne 
Stimmrecht gleichstehen oder vorgehen, bleibt ge-
mäß § 141 Abs. 2 Satz 2 AktG vorbehalten; das 
Gleiche gilt für die Umwandlung von Stammaktien 
in Vorzugsaktien, die bei der Verteilung des Ge-
winns oder des Gesellschaftsvermögens den Vor-
zugsaktien ohne Stimmrecht gleichstehen oder 
vorgehen. 
 

43. Die Ausgabe weiterer Vorzugsaktien, die bei  
der  Verteilung  des  Gewinns oder des Gesell-
schaftsvermögens den vorhandenen Vorzugsaktien 
ohne Stimmrecht gleichstehen oder vorgehen, 
bleibt gemäß § 141 Abs. 2 Satz 2 AktG vorbehalten; 
das Gleiche gilt für die Umwandlung von Stammak-
tien in Vorzugsaktien, die bei der Verteilung des 
Gewinns oder des Gesellschaftsvermögens den 
Vorzugsaktien ohne Stimmrecht gleichstehen oder 
vorgehen. 

§ 6 Aktienarten 
 

§ 6 Aktienarten 
 

1. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 
 

1. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 
 

2. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhö-
hungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob 
die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den 

2. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhö-
hungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob 
die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den 
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Namen lauten sollen, so lauten sie ebenfalls 
auf den Inhaber. 

 

Namen lauten sollen, so lauten sie ebenfalls 
auf den Inhaber. 

 
3. In einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die 

Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG festgesetzt werden. 

 

3. In einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die 
Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG festgesetzt werden. 

 
3. Organisationsverfassung 
 

3. Organisationsverfassung 
 

§ 7     
Die Organe der Gesellschaft sind der Vorstand, der 
Aufsichtsrat und die Hauptversammlung. 
 

§ 7     
Die Organe der Gesellschaft sind der Vorstand, der 
Aufsichtsrat und die Hauptversammlung. 

A. Der Vorstand 
 

A. Der Vorstand 
 

§ 8 Zusammensetzung, Amtszeit und  
      Beschlussfassung 
 

§ 8 Zusammensetzung, Amtszeit und  
      Beschlussfassung 
 

1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus min-
destens drei Mitgliedern. 

1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus min-
destens drei Mitgliedern. 
 

2. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder 
und bestimmt ihre Zahl. Die Mitglieder des Vor-
stands werden vom Aufsichtsrat für einen Zeitraum 
von höchstens fünf Jahren bestellt. Der Aufsichts-
rat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden 
des Vorstands sowie ein Vorstandsmitglied zum 
stellvertretenden Vorsitzenden ernennen. 
 

2. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder 
und bestimmt ihre Zahl. Die Mitglieder des Vor-
stands werden vom Aufsichtsrat für einen Zeitraum 
von höchstens fünf Jahren bestellt. Der Aufsichts-
rat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden 
des Vorstands sowie ein Vorstandsmitglied zum 
stellvertretenden Vorsitzenden ernennen. 
 

3. Die Beschlüsse des Vorstands werden mit Stim-
menmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorstandsvorsitzenden den Aus-
schlag. 
 

3. Die Beschlüsse des Vorstands werden mit Stim-
menmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorstandsvorsitzenden den Aus-
schlag. 
 

4. Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für 
den Vorstand erlassen. Ein etwaiger Geschäftsver-
teilungsplan des Vorstands bedarf der Zustimmung 
des Aufsichtsrats. 
 

4. Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für 
den Vorstand erlassen. Ein etwaiger Geschäftsver-
teilungsplan des Vorstands bedarf der Zustimmung 
des Aufsichtsrats. 

§ 9 Pflichten des Vorstands, gesetzliche   
       Vertretung der Gesellschaft 
 

§ 9 Pflichten des Vorstands, gesetzliche   
       Vertretung der Gesellschaft 
 

1. Die Mitglieder des Vorstands haben die Ge-
schäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Ge-
setze, der Satzung, der Geschäftsordnung für den 
Vorstand und des Geschäftsverteilungsplans zu 
führen. 
 

1. Die Mitglieder des Vorstands haben die Ge-
schäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Ge-
setze, der Satzung, der Geschäftsordnung für den 
Vorstand und des Geschäftsverteilungsplans zu 
führen. 
 

2. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 
gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. 
Der Aufsichtsrat kann einzelnen 

2. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 
gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. 
Der Aufsichtsrat kann einzelnen 
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Vorstandsmitgliedern die Befugnis zur Alleinvertre-
tung erteilen. Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmit-
glieder von dem Verbot befreien, im Namen der 
Gesellschaft mit sich als Vertreter eines Dritten ein 
Rechtsgeschäft abzuschließen. 
 

Vorstandsmitgliedern die Befugnis zur Alleinvertre-
tung erteilen. Der Aufsichtsrat kann Vorstandsmit-
glieder von dem Verbot befreien, im Namen der 
Gesellschaft mit sich als Vertreter eines Dritten ein 
Rechtsgeschäft abzuschließen. 

B. Der Aufsichtsrat 
 

B. Der Aufsichtsrat 
 

§ 10 Zusammensetzung, Bestellung und  
         Amtszeit des Aufsichtsrats 
 

§ 10 Zusammensetzung, Bestellung und  
         Amtszeit des Aufsichtsrats 
 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, 
die von der Hauptversammlung bestellt werden. 
Zwei Mitglieder sind von der Hauptversammlung 
auf Vorschlag der Arbeitnehmer zu bestellen. Die 
Hauptversammlung ist an die Vorschläge zur Be-
stellung der Arbeitnehmervertreter gebunden. Die 
vier Anteilseignervertreter werden von der Haupt-
versammlung ohne Bindung an Wahlvorschläge ge-
wählt. 
 
Bestimmt eine nach Maßgabe des Gesetzes über 
die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäi-
schen Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz - SEBG) 
geschlossene Vereinbarung über die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer ein abweichendes Bestel-
lungsverfahren für die Vertreter der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat, werden die Arbeitnehmervertreter 
nicht von der Hauptversammlung, sondern gemäß 
dem vereinbarten  Bestellungsverfahren bestellt. 
 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. , 
die von der Hauptversammlung bestellt werden. 
Zwei Mitglieder sind von der Hauptversammlung 
auf Vorschlag der Arbeitnehmer zu bestellen. Die 
Hauptversammlung ist an die Vorschläge zur Be-
stellung der Arbeitnehmervertreter gebunden. Die 
vier Anteilseignervertreter werden von der Haupt-
versammlung ohne Bindung an Wahlvorschläge ge-
wählt. 
 
Bestimmt eine nach Maßgabe des Gesetzes über 
die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäi-
schen Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz - SEBG) 
geschlossene Vereinbarung über die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer ein abweichendes Bestel-
lungsverfahren für die Vertreter der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat, werden die Arbeitnehmervertreter 
nicht von der Hauptversammlung, sondern gemäß 
dem vereinbarten  Bestellungsverfahren bestellt. 
Vier Mitglieder werden als Vertreter der Anteilseig-
ner von der Hauptversammlung ohne Bindung an 
Wahlvorschläge bestellt. Zwei Mitglieder werden 
als Vertreter der Arbeitnehmer vom SE-Betriebsrat 
nach Maßgabe der gemäß dem Gesetz über die Be-
teiligung der Arbeitnehmer an einer Europäischen 
Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz – SEBG) ge-
schlossenen Vereinbarung über die Beteiligung der 
Arbeitnehmer (Beteiligungsvereinbarung) bestellt. 
 

2. Die Aufsichtsratsmitglieder werden jeweils für 
die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung 
bestellt, die über die Entlastung für das vierte Ge-
schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit be-
schließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die 
Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird, längs-
tens jedoch für sechs Jahre. Wiederbestellungen 
sind zulässig. 
 

2. Soweit die Hauptversammlung nicht etwas an-
deres beschließt werden die Aufsichtsratsmitglie-
der werden jeweils für die Zeit bis zur Beendigung 
der ordentlichen Hauptversammlung bestellt, die 
über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr 
nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, wobei 
das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
nicht mitgerechnet wird, längstens jedoch für 
sechs Jahre. Wiederbestellungen sind zulässig. 
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3. Die Mitglieder des ersten Aufsichtsrates werden 
- abweichend von Abs. 2 - bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung bestellt, die über die Entlas-
tung für das am 31. Dezember 2014 endende Ge-
schäftsjahr beschließt, längstens jedoch bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2015. 
 
Als Mitglieder des ersten Aufsichtsrats werden be-
stellt: Herr Dr. Jürgen Hambrecht, 
Neustadt an der Weinstraße, ehemaliger Vorsit-
zender des Vorstands der BASF SE; 
Herr Dr. Dr. h.c. Manfred Fuchs, 
Mannheim, ehemaliger   Vorsitzender des Vor-
stands der FUCHS PETROLUB AG; 
Frau lnes Kolmsee, 
Tutzing, Vorsitzende des Vorstands der SKW Stahl-
Metallurgie Holding AG; 
Herr Dr. Erhard Schipporeit, 
Hannover, ehemaliges Mitglied des Vorstands der 
E.ON AG. 
Die weiteren zwei Mitglieder des ersten Aufsichts-
rats werden nach Abschluss des Verfahrens zur Re-
gelung der Beteiligung der Arbeitnehmer in der 
FUCHS PETROLUB SE auf Vorschlag der Arbeitneh-
mer bestellt. 
 

Hinweis: Es ist beabsichtigt, den nachfolgenden Absatz (3) 
ersatzlos zu streichen. Hierzu ist der Aufsichtsrat gemäß 
Buchstabe B., § 12, Abs. 1, Satz 2 dieser Satzung berechtigt.  
 
3. Die Mitglieder des ersten Aufsichtsrates werden 
- abweichend von Abs. 2 - bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung bestellt, die über die Entlas-
tung für das am 31. Dezember 2014 endende Ge-
schäftsjahr beschließt, längstens jedoch bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2015.  
 
Als Mitglieder des ersten Aufsichtsrats werden be-
stellt: Herr Dr. Jürgen Hambrecht, 
Neustadt an der Weinstraße, ehemaliger Vorsitzen-
der des Vorstands der BASF SE; 
Herr Dr. Dr. h.c. Manfred Fuchs, 
Mannheim, ehemaliger Vorsitzender des Vor-
stands der FUCHS PETROLUB AG; 
Frau Ines Kolmsee, 
Tutzing, Vorsitzende des Vorstands der SKW Stahl-
Metallurgie Holding AG; 
Herr Dr. Erhard Schipporeit, 
Hannover, ehemaliges Mitglied des Vorstands der 
E.ON AG. 
Die weiteren zwei Mitglieder des ersten Aufsichts-
rats werden nach Abschluss des Verfahrens zur Re-
gelung der Beteiligung der Arbeitnehmer in der 
FUCHS PETROLUB SE auf Vorschlag der Arbeitneh-
mer bestellt. 

4. Aufsichtsratsmitglieder, die von der Hauptver-
sammlung gewählt worden sind, können vor Ab-
lauf der Amtszeit abberufen werden. Der Beschluss 
bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel 
der abgegebenen Stimmen und drei Viertel des bei 
der Beschlussfassung vertretenen stimmberechtig-
ten Grundkapitals umfasst. 
 

4./3. Aufsichtsratsmitglieder, die von der Haupt-
versammlung gewählt worden sind, können vor 
Ablauf der Amtszeit abberufen werden. Der Be-
schluss bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei 
Viertel der abgegebenen Stimmen und drei Viertel 
des bei der Beschlussfassung vertretenen stimmbe-
rechtigten Grundkapitals umfasst. 
 

5. Für sämtliche Aufsichtsratsmitglieder der An-
teilseigner können Ersatzmitglieder gewählt wer-
den, die in einer bei der Wahl festgelegten Reihen-
folge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Auf-
sichtsratsmitglieder treten. 
 

5./4. Für sämtliche Aufsichtsratsmitglieder der An-
teilseigner können Ersatzmitglieder gewählt wer-
den, die in einer bei der Wahl festgelegten Reihen-
folge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Auf-
sichtsratsmitglieder treten. 
 

6. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines 
ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht sein 
Amt für den Rest der Amtszeit des ausscheidenden 
Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des 
Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der 
nächsten oder übernächsten Hauptversammlung 
nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl für den 
Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung 

6./5. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines 
ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht sein 
Amt für den Rest der Amtszeit des ausscheidenden 
Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des 
Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der 
nächsten oder übernächsten Hauptversammlung 
nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl für den 
Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung 
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dieser Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf 
der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. 
 

dieser Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf 
der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. 
Scheidet ein von der Hauptversammlung gewähltes 
Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Auf-
sichtsrat aus, so soll für dieses in der nächsten 
Hauptversammlung eine Neuwahl vorgenommen 
werden. Die Amtszeit des neu gewählten Mitglieds 
gilt für den Rest der Amtszeit des Ausgeschiede-
nen.  
 

7. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt 
ohne Angabe von Gründen unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat, jedoch unter Angabe eines 
wichtigen Grundes jederzeit niederlegen. Die Nie-
derlegung erfolgt durch schriftliche Erklärung ge-
genüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Im Falle der Nie-
derlegung gilt vorstehender Abs. 6 entsprechend. 
 

7./6. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein 
Amt ohne Angabe von Gründen unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat, jedoch unter Angabe 
eines wichtigen Grundes jederzeit niederlegen. Die 
Niederlegung erfolgt durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung 
des Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Im Falle der 
Niederlegung gilt vorstehender Abs. 6 entspre-
chend. 
 

§ 11 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
 

§ 11 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
 

1. Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach 
seiner Wahl für seine Amtszeit oder für eine kür-
zere von ihm bestimmte Frist aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden sowie einen oder mehrere Stell-
vertreter. Stellvertreter haben die Rechte und 
Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn 
dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertre-
tern gilt die bei ihrer Wahl bestimmte Reihenfolge. 
Scheidet der Vorsitzende oder ein Stellvertreter 
aus dem Aufsichtsrat oder aus seinem Amt aus, so 
hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für 
dieses Amt vorzunehmen. 
 

1. Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach 
seiner Wahl für seine Amtszeit oder für eine kür-
zere von ihm bestimmte Frist aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden sowie einen oder mehrere Stell-
vertreter. Stellvertreter haben die Rechte und 
Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn 
dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertre-
tern gilt die bei ihrer Wahl bestimmte Reihenfolge. 
Scheidet der Vorsitzende oder ein Stellvertreter 
aus dem Aufsichtsrat oder aus seinem Amt aus, so 
hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für 
dieses Amt vorzunehmen. 
 

2. Willenserklärungen des Aufsichtsrats gibt in sei-
nem Namen der Vorsitzende des Aufsichtsrats und 
im Falle seiner Verhinderung der in der Reihen-
folge gemäß Abs. 1 Satz 3 zur Vertretung des Auf-
sichtsrats  vorsitzenden berufene Stellvertreter 
ab. 
 

2. Willenserklärungen des Aufsichtsrats gibt in sei-
nem Namen der Vorsitzende des Aufsichtsrats und 
im Falle seiner Verhinderung der in der Reihen-
folge gemäß Abs. 1 Satz 3 zur Vertretung des Auf-
sichtsrats  vorsitzenden berufene Stellvertreter 
ab. 
 

§ 12 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats 
 

§ 12 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats 
 

1. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, 
die ihm durch das Gesetz, die Satzung oder in sons-
tiger Weise zugewiesen werden. Der Aufsichtsrat 
ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berech-
tigt, die nur die Fassung betreffen. 
 

1. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, 
die ihm durch das Gesetz, die Satzung oder in sons-
tiger Weise zugewiesen werden. Der Aufsichtsrat 
ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berech-
tigt, die nur die Fassung betreffen. 
 



Seite 10 von 18 
 

2. Die folgenden Arten von Geschäften dürfen nur 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen 
werden: 

2. Die folgenden Arten von Geschäften dürfen nur 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen 
werden: 
 

a) Erwerb und Veräußerung von Unternehmensbe-
teiligungen sowie von Betrieben oder Betriebstei-
len, wenn der Gegenwert vom Aufsichtsrat festge-
legte Wertgrenzen übersteigt; 
 

a) Erwerb und Veräußerung von Unternehmensbe-
teiligungen sowie von Betrieben oder Betriebstei-
len, wenn der Gegenwert vom Aufsichtsrat festge-
legte Wertgrenzen übersteigt; 
 

b) Abschluss von Unternehmensverträgen. 
 

b) Abschluss von Unternehmensverträgen. 
 

Der Aufsichtsrat legt im Rahmen der von ihm ge-
mäß § 8 Abs. 4 erlassenen Geschäftsordnung für 
den Vorstand fest, dass der Vorstand für be-
stimmte weitere Maßnahmen und Rechtsgeschäfte 
bei der Gesellschaft und ihren Beteiligungsgesell-
schaften der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 
 

Der Aufsichtsrat legt im Rahmen der von ihm ge-
mäß § 8 Abs. 4 erlassenen Geschäftsordnung für 
den Vorstand fest, dass der Vorstand für be-
stimmte weitere Maßnahmen und Rechtsgeschäfte 
bei der Gesellschaft und ihren Beteiligungsgesell-
schaften der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 

§ 13 Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats 
 

§ 13 Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats 

1. Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden grund-
sätzlich in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden bzw. seines vertretungs-
berechtigten Stellvertreters können Beschlüsse 
auch schriftlich, fernmündlich, durch Telefax, per 
E-Mail, oder mittels eines anderen elektronischen 
Mediums, insbesondere auch per Videokonferenz 
gefasst werden. Für Abstimmungen außerhalb von 
Sitzungen gelten die Bestimmungen der folgenden 
Absätze sinngemäß. 
 

1. Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden grund-
sätzlich in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden bzw. seines vertretungs-
berechtigten Stellvertreters können Beschlüsse 
auch schriftlich, fernmündlich, durch Telefax, per 
E-Mail, oder mittels eines anderen elektronischen 
Mediums, insbesondere auch per Videokonferenz 
gefasst werden. Für Abstimmungen außerhalb von 
Sitzungen gelten die Bestimmungen der folgenden 
Absätze sinngemäß. 
 

2. Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den 
Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung durch 
seinen vertretungsberechtigten Stellvertreter, un-
ter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von 
zwei Wochen schriftlich, fernschriftlich, telegra-
phisch, fernmündlich oder mündlich einberufen. In 
dringenden Fällen kann der Vorsitzende bzw. sein 
vertretungsberechtigter Stellvertreter diese Frist 
angemessen verkürzen 
 

2. Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den 
Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung durch 
seinen vertretungsberechtigten Stellvertreter, un-
ter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von 
zwei Wochen schriftlich, fernschriftlich, telegra-
phisch, fernmündlich oder mündlich einberufen. In 
dringenden Fällen kann der Vorsitzende bzw. sein 
vertretungsberechtigter Stellvertreter diese Frist 
angemessen verkürzen 

3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn an der 
Beschlussfassung mindestens zwei Drittel seiner 
Mitglieder teilnehmen, unter denen sich der Vor-
sitzende oder sein vertretungsberechtigter Stell-
vertreter befinden muss. Abwesende Aufsichtsrats-
mitglieder können an Abstimmungen des Auf-
sichtsrats dadurch teilnehmen, dass sie durch an-
dere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmab-
gaben überreichen lassen. 
 

3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn an der 
Beschlussfassung mindestens zwei Drittel seiner 
Mitglieder teilnehmen, unter denen sich der Vor-
sitzende oder sein vertretungsberechtigter Stell-
vertreter befinden muss. Abwesende Aufsichtsrats-
mitglieder können an Abstimmungen des Auf-
sichtsrats dadurch teilnehmen, dass sie durch an-
dere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmab-
gaben überreichen lassen. 
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4. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichts-
rats oder im Falle seiner Verhinderung sein vertre-
tungsberechtigter Stellvertreter. Der Vorsitzende 
bzw. sein vertretungsberechtigter Stellvertreter 
bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände 
der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die 
Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 
 

4. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichts-
rats oder im Falle seiner Verhinderung sein vertre-
tungsberechtigter Stellvertreter. Der Vorsitzende 
bzw. sein vertretungsberechtigter Stellvertreter 
bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände 
der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die 
Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

5. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das 
Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt, 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmab-
gabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats bzw. seines vertre-
tungsberechtigten Stellvertreters den Ausschlag; 
das gilt auch bei Wahlen. 
 

5. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das 
Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt, 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmab-
gabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats bzw. seines vertre-
tungsberechtigten Stellvertreters den Ausschlag; 
das gilt auch bei Wahlen. 
 

6. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats sind jeweils Niederschriften anzuferti-
gen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Ab-
stimmungen außerhalb von Sitzungen vom Leiter 
der Abstimmung zu unterzeichnen sind. In der Nie-
derschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teilneh-
mer, die Gegenstände der Tagesordnung sowie der 
wesentliche Inhalt der Verhandlungen und Be-
schlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. 
 

6. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats sind jeweils Niederschriften anzuferti-
gen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Ab-
stimmungen außerhalb von Sitzungen vom Leiter 
der Abstimmung zu unterzeichnen sind. In der Nie-
derschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die Teilneh-
mer, die Gegenstände der Tagesordnung sowie der 
wesentliche Inhalt der Verhandlungen und Be-
schlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. 

§ 14 Geschäftsordnung 
 

§ 14 Geschäftsordnung 
 

Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen von Gesetz 
und Satzung seine Geschäftsordnung selbst. 
 

Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen von Gesetz 
und Satzung seine Geschäftsordnung selbst. 

§ 15 Ausschüsse 
 

§ 15 Ausschüsse 
 

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Ausschüsse bestellen und ihnen Aufgaben 
und Befugnisse übertragen. Den Ausschüssen kön-
nen, soweit gesetzlich zulässig, auch entschei-
dende Befugnisse des Aufsichtsrats übertragen 
werden. 
 

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Ausschüsse bestellen und ihnen Aufgaben 
und Befugnisse übertragen. Den Ausschüssen kön-
nen, soweit gesetzlich zulässig, auch entschei-
dende Befugnisse des Aufsichtsrats übertragen 
werden. 

§ 16 Aufsichtsratsvergütung 
 

§ 16 Aufsichtsratsvergütung 
 

1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben 
dem Ersatz seiner Auslagen 
 

1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben 
dem Ersatz seiner Auslagen 
 

a. jährlich eine feste Vergütung in Höhe von Euro 
60.000; 
 

a) jährlich eine feste Vergütung in Höhe von Euro 
60.000; 
 

b. jährlich eine am Erfolg des Unternehmens orien-
tierte variable Vergütung, die Euro 200 je Euro 0,01 
des im Konzernabschluss für das Geschäftsjahr, für 

b) jährlich eine am Erfolg des Unternehmens orien-
tierte variable Vergütung, die Euro 200 je Euro 0,01 
des im Konzernabschluss für das Geschäftsjahr, für 
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das die Vergütung ausgezahlt wird, ausgewiesenen 
Ergebnisses je Aktie (= der Durchschnittswert aus 
Stamm- und Vorzugsaktien, nachfolgend "earnings 
per share" bzw. "EPS") beträgt, welches das Min-
dest-EPS übersteigt. Das Mindest-EPS beträgt für 
das Geschäftsjahr 2015 Euro 0,50 und erhöht sich 
in jedem folgenden Geschäftsjahr, beginnend mit 
dem 1. Januar 2016, um jeweils Euro 0,03. Die vari-
able Vergütung darf zwei Drittel der festen jährli-
chen Vergütung nicht übersteigen. 
 

das die Vergütung ausgezahlt wird, ausgewiesenen 
Ergebnisses je Aktie (= der Durchschnittswert aus 
Stamm- und  Vorzugsaktien, nachfolgend "earnings 
per share" bzw. "EPS") beträgt, welches das  Min-
dest-EPS übersteigt. Das Mindest-EPS beträgt für 
das Geschäftsjahr 2015 2020 Euro 0,65 und erhöht 
sich in jedem folgenden Geschäftsjahr, beginnend 
mit dem 1. Januar 2016 2021, um jeweils Euro 
0,03. Die variable Vergütung darf zwei Drittel der 
festen jährlichen Vergütung nicht übersteigen. 
 

2. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das 
Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende das 
Anderthalbfache der Vergütung nach Abs. 1 lit. a) 
und b). Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichts-
rat nicht während eines vollen Geschäftsjahres an-
gehört haben, erhalten die Vergütung entspre-
chend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehörigkeit. 
 

2. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das 
Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende das 
Anderthalbfache der Vergütung nach Abs. 1 lit. a) 
und b). Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichts-
rat nicht während eines vollen Geschäftsjahres an-
gehört haben, erhalten die Vergütung entspre-
chend der Dauer ihrer Aufsichtsratszugehörigkeit. 
 

3. Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem Prüfungs-
ausschuss angehören, erhalten eine weitere feste 
Vergütung von Euro 20.000.  Mitglieder des Auf-
sichtsrats, die dem Personalausschuss angehören, 
erhalten eine weitere feste Vergütung von Euro 
10.000. Abs. 2 Satz 2 gilt für Aufsichtsratsmitglie-
der, die dem Prüfungsausschuss oder dem Perso-
nalausschuss nicht während eines vollen Ge-
schäftsjahres angehört haben, entsprechend. 
 

3. Mitglieder des Aufsichtsrats, die dem Prüfungs-
ausschuss angehören, erhalten eine weitere feste 
Vergütung von Euro 20.000.  Mitglieder des Auf-
sichtsrats, die dem Personalausschuss angehören, 
erhalten eine weitere feste Vergütung von Euro 
10.000. Abs. 2 Satz 2 gilt für Aufsichtsratsmitglie-
der, die dem Prüfungsausschuss oder dem Perso-
nalausschuss nicht während eines vollen Ge-
schäftsjahres angehört haben, entsprechend. 

4. Die Vorsitzenden des Prüfungs- bzw. Personal-
ausschusses erhalten jeweils das Doppelte der in 
Abs. 3 genannten Beträge. 
 

4. Die Vorsitzenden des Prüfungs- bzw. Personal-
ausschusses erhalten jeweils das Doppelte der in 
Abs. 3 genannten Beträge. 
 

5. Die Vergütung nach Abs. 1 lit. a) und Abs. 3 ist 
jeweils nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbar, 
die Vergütung nach Abs. 1 lit. b) jeweils nach der 
Beschlussfassung durch die Hauptversammlung. 
 

5. Die Vergütung nach Abs. 1 lit. a) und Abs. 3 ist 
jeweils nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbar, 
die Vergütung nach Abs. 1 lit. b) jeweils nach der 
Beschlussfassung durch die Hauptversammlung 
Aufsichtsratssitzung, in welcher über die Billigung 
des Jahresabschlusses des unmittelbar vorausge-
gangenen Geschäftsjahres Beschluss gefasst wird. 
 

6. Der Anspruch auf eine jährliche variable Vergü-
tung gemäß Abs. 1 lit. b) wird unter der auflösen-
den Bedingung der Nichteinhaltung einer der in 
Satz 2 bestimmten Auflagen gewährt. Jedes Mit-
glied des Aufsichtsrats ist verpflichtet, binnen einer 
Frist von 14 Tagen nach Erhalt der Zahlung der 
jährlichen variablen Vergütung gemäß Abs. 1 lit. b)  
i.V.m.  Abs.  5 Vorzugsaktien der Gesellschaft zu ei-
nem Erwerbspreis ohne Nebenkosten in Höhe ei-
nes Betrages von zumindest 50% dieser jährlichen  
variablen Vergütung zu erwerben, die erworbenen 

6. Der Anspruch auf eine jährliche variable Vergü-
tung gemäß Ab. 1 lit. b) wird unter der auflösenden 
Bedingung der Nichteinhaltung einer der in Satz 2 
bestimmten Auflagen gewährt. Jedes Mitglied des 
Aufsichtsrats ist verpflichtet, binnen einer Frist von 
14 Tagen nach Erhalt der Zahlung der  
jährlichen variablen Vergütung gemäß Abs. 1 lit. b)  
i.V.m.  Abs.  5 Vorzugsaktien der Gesellschaft zu ei-
nem Erwerbspreis ohne Nebenkosten in Höhe ei-
nes Betrages von zumindest 50% dieser jährlichen  
variablen Vergütung zu erwerben, die erworbenen 
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Vorzugsaktien der Gesellschaft für zumindest fünf 
Jahre ab dem Zeitpunkt des jeweiligen Erwerbs zu 
halten, und der Gesellschaft auf deren Verlangen 
mittels Vorlage von Belegen die Einhaltung  der  
vorstehenden  Auflagen  darzulegen. Die in Satz 2 
bestimmte Erwerbsfrist verlängert sich um den 
Zeitraum, in dem das Mitglied des Aufsichtsrats ei-
nem gesetzlichen Erwerbsverbot, insbesondere aus 
§ 14 Abs. 1 WpHG, unterliegt. Die in Satz 2 be-
stimmte Haltefrist endet im Falle des Ausscheidens 
eines Aufsichtsratsmitglieds aus dem Aufsichtsrat 
vor Ablauf von fünf Jahren bereits mit dem Zeit-
punkt des Ausscheidens. Die Gesellschaft erstattet 
den Aufsichtsratsmitgliedern auf Nachweis jeweils 
einen Betrag in Höhe von bis zu Euro 600 der jährli-
chen Kosten des Haltens von Vorzugsaktien der Ge-
sellschaft gemäß Satz 2. 
 

Vorzugsaktien der Gesellschaft für zumindest fünf 
vier Jahre ab dem Zeitpunkt des jeweiligen Erwerbs 
zu halten, und der Gesellschaft auf deren Verlan-
gen mittels Vorlage von Belegen die Einhaltung  
der  vorstehenden  Auflagen  darzulegen. Die in 
Satz  2 bestimmte Erwerbsfrist verlängert sich um 
den Zeitraum, in dem das Mitglied des Aufsichts-
rats einem gesetzlichen Erwerbsverbot, insbeson-
dere aus § 14 Abs. 1 WpHG, unterliegt. Die in Satz 
2 bestimmte Haltefrist endet im Falle des Ausschei-
dens eines Aufsichtsratsmitglieds aus dem Auf-
sichtsrat vor Ablauf von fünf Jahren bereits mit 
dem Zeitpunkt des Ausscheidens. Die Gesellschaft 
erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern auf Nach-
weis jeweils einen Betrag in Höhe von bis zu Euro 
600 der jährlichen Kosten des Haltens von Vorzugs-
aktien der Gesellschaft gemäß Satz 2. 
 

7. Daneben können die Mitglieder des Aufsichts-
rats in eine im Interesse der Gesellschaft von die-
ser in angemessener Höhe unterhaltene Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmit-
glieder und bestimmte Führungskräfte einbezogen 
werden, soweit eine solche besteht. Die Prämien 
hierfür entrichtet die Gesellschaft. 
 
 
 
 

7. Daneben können die Mitglieder des Aufsichts-
rats in eine im Interesse der Gesellschaft von die-
ser in angemessener Höhe unterhaltene Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmit-
glieder und bestimmte Führungskräfte einbezogen 
werden, soweit eine solche besteht. Die Gesell-
schaft stellt den Mitgliedern des Aufsichtsrats Ver-
sicherungsschutz in einem für die Ausübung der 
Aufsichtsratstätigkeit angemessenen Umfang zur 
Verfügung. Die Prämien hierfür entrichtet die Ge-
sellschaft. 
 

8. Die Aufsichtsratsvergütung nach den vorstehen-
den Absätzen 1 bis 7 gilt rückwirkend ab dem Ge-
schäftsjahr, das am 1. Januar 2015 beginnt. 
 

8. Die Aufsichtsratsvergütung nach den vorstehen-
den Absätzen 1 bis 7 diesem § 16 Absätze 1 bis 8 
gilt rückwirkend ab dem Geschäftsjahr, das am 1. 
Januar 2015 2020 beginnt. 
 

C. Die Hauptversammlung 
 

C. Die Hauptversammlung 
 

§ 17 Ordentliche Hauptversammlung 
 

§ 17 Ordentliche Hauptversammlung 
 

Die ordentliche Hauptversammlung findet jeweils 
am Sitz der Gesellschaft oder an einem deutschen 
Börsenplatz innerhalb der ersten sechs Monate des 
Geschäftsjahres statt. Sie beschließt über 
 

Die ordentliche Hauptversammlung findet nach 
Wahl des die Hauptversammlung einberufenden 
Organs innerhalb der ersten sechs Monate nach 
Ablauf des Geschäftsjahres entweder jeweils am 
Sitz der Gesellschaft oder in einer anderen deut-
schen Stadt mit mehr 100.000 Einwohnern oder an 
einem deutschen Börsenplatz oder innerhalb der 
ersten sechs Monate des Geschäftsjahres statt. Sie 
beschließt über 
 

a) die Verwendung des Bilanzgewinns, 
 

a) die Verwendung des Bilanzgewinns, 
 

b) die Entlastung des Vorstands und des  b) die Entlastung des Vorstands und des  
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               Aufsichtsrats, 
 

               Aufsichtsrats, 
 

c) Wahlen zum Aufsichtsrat, soweit diese   
               anstehen, 
 

c) Wahlen zum Aufsichtsrat, soweit diese   
               anstehen, 
 

d) Wahl des Abschlussprüfers, 
 

d) Wahl des Abschlussprüfers, 
 

e) sonstige Gegenstände der Tagesordnung,  
               insbesondere in den gesetzlich              
               vorgesehenen Fällen über die Feststellung  
              des Jahresabschlusses. 
 

e) sonstige Gegenstände der Tagesordnung,  
               insbesondere in den gesetzlich  
               vorgesehenen Fällen über die Feststellung  
               des Jahresabschlusses. 

§ 18 Einberufung 
 

§ 18 Einberufung 
 

1. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand 
oder durch den Aufsichtsrat einberufen. 
 

1. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand 
oder durch den Aufsichtsrat einberufen. 
 

2. Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage 
vor dem Tage der Hauptversammlung einzuberu-
fen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag 
der Einberufung sind nicht mitzurechnen. 
 

2. Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage 
vor dem Tage der Hauptversammlung einzuberu-
fen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag 
der Einberufung sind nicht mitzurechnen. 

§ 19 Teilnahmerecht 
 

§ 19 Teilnahmerecht 
 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Ak-
tionäre berechtigt, deren Anmeldung der Gesell-
schaft unter der in der Einberufung hierfür mitge-
teilten Adresse in Textform (§ 126b BGB) und in 
deutscher oder englischer Sprache mindestens 
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugeht. Der 
Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zu-
gangs der Anmeldung sind nicht mitzurechnen. In 
der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu be-
messende Frist vorgesehen werden. 
 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Ak-
tionäre berechtigt, deren Anmeldung der Gesell-
schaft unter der in der Einberufung hierfür mitge-
teilten Adresse in Textform (§ 126b BGB) und in 
deutscher oder englischer Sprache mindestens 
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugeht. Der 
Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zu-
gangs der Anmeldung sind nicht mitzurechnen. In 
der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu be-
messende Frist vorgesehen werden. 

2. Die Einzelheiten über die Anmeldung und die 
Ausstellung der Stimmkarten sind in der Einladung 
bekannt zu geben. 

2. Die Einzelheiten über die Anmeldung und die 
Ausstellung der Stimmkarten sind in der Einladung 
bekannt zu geben. 
 

 3.  Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass 
Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne 
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevoll-
mächtigten teilnehmen und sämtliche oder ein-
zelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können 
(Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermäch-
tigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfah-
ren der Online-Teilnahme zu treffen.  
 

 4. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass 
Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der 
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Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder 
im Wege elektronischer Kommunikation abgeben 
dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermäch-
tigt, Bestimmungen zum Verfahren der Briefwahl 
zu treffen. 
 

 5. Eine etwaige Nutzung der Verfahren nach den 
vorstehenden Absätzen 3 und 4 sowie die dazu je-
weils getroffenen Bestimmungen sind mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt zu ma-
chen. 
 

3. Die Aktionäre haben Ihre Berechtigung zur Teil-
nahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts nachzuweisen. Der Nach-
weis ist durch Vorlage eines in Textform in deut-
scher oder englischer Sprache (§ 126b BGB) erteil-
ten besonderen Nachweises über den Anteilsbesitz 
durch das depotführende Institut zu erbringen. Der 
besondere Nachweis über den Anteilsbesitz hat 
sich auf den Beginn des 21.  Tages vor der Haupt-
versammlung („Nachweisstichtag") zu beziehen 
und muss der Gesellschaft unter der in der Einbe-
rufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens 
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. 
Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des 
Zugangs sind nicht mitzurechnen. In der Einberu-
fung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende 
Frist vorgesehen werden. 
 

3 6. Die Aktionäre haben Ihre Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts nachzuweisen. Der Nach-
weis ist durch Vorlage eines Nachweises des An-
teilsbesitzes in Textform in deutscher oder engli-
scher Sprache (§ 126b BGB) erteilten besonderen 
Nachweises über den Anteilsbesitz durch den 
Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG das de-
potführende Institut zu erbringen. Der besondere 
Nachweis des über den Anteilsbesitzes hat sich auf 
den Beginn des 21.  Tages vor der Hauptversamm-
lung („Nachweisstichtag") zu beziehen und muss 
der Gesellschaft unter der in der Einberufung hier-
für mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage 
vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag der 
Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind 
nicht mitzurechnen. In der Einberufung kann eine 
kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen 
werden. 
 

4. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte 
ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 
Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. 
Die Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmach-
ten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber 
der Gesellschaft werden mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch 
eine Erleichterung bestimmt werden kann. § 135 
Aktiengesetz bleibt unberührt. 
 

4 7. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte 
ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr 
Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. 
Die Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmach-
ten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber 
der Gesellschaft werden mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch 
eine Erleichterung bestimmt werden kann. § 135 
Aktiengesetz bleibt unberührt. 

§ 20 Stimmrecht 
 

§ 20 Stimmrecht 
 

Jede Stammaktie gewährt in der Hauptversamm-
lung eine Stimme. Soweit Vorzugs-aktien ohne 
Stimmrecht ausgegeben sind, haben diese nur in 
den vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen Stimmbe-
rechtigung, wobei ebenfalls jede Vorzugsaktie eine 
Stimme gewährt. 
 

Jede Stammaktie gewährt in der Hauptversamm-
lung eine Stimme. Soweit Vorzugs-aktien ohne 
Stimmrecht ausgegeben sind, haben diese nur in 
den vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen Stimmbe-
rechtigung, wobei ebenfalls jede Vorzugsaktie eine 
Stimme gewährt. 
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§ 21 Leitung der Hauptversammlung, Bild- und  
         Tonübertragung 
 

§ 21 Leitung der Hauptversammlung, Bild- und  
         Tonübertragung 
 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Verhinderungs-
fall sein vertretungsberechtigter Stellvertreter oder 
ein vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats benanntes 
Mitglied des Aufsichtsrats. 
 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Verhinderungsfall 
sein vertretungsberechtigter Stellvertreter oder ein 
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats benanntes 
Mitglied des Aufsichtsrats. 
 

2. Der Vorsitzende leitet die Versammlung und be-
stimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Ta-
gesordnung und die Art und Form der Abstimmun-
gen. Er ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht 
der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. 
 

2. Der Vorsitzende leitet die Versammlung und be-
stimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Ta-
gesordnung und die Art und Form der Abstimmun-
gen. Er ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht 
der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. 
 

3. Der Vorstand ist ermächtigt, die auszugsweise o-
der vollständige Bild- und Tonübertragung der 
Hauptversammlung zuzulassen. 

3. Der Vorstand Vorsitzende ist ermächtigt, die 
auszugsweise oder vollständige Bild- und Tonüber-
tragung der Hauptversammlung zuzulassen. 
 

§ 22 Beschlussfassung 
 

§ 22 Beschlussfassung 
 

1. Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und 
- soweit eine  Kapitalmehrheit erforderlich  ist - mit 
einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung 
vertretenen stimmberechtigten Grundkapitals, falls 
nicht das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas 
anderes vorschreiben. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen gel-
ten als nicht abgegebene Stimmen. 
 

1. Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und 
- soweit eine  Kapitalmehrheit erforderlich  ist - mit 
einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung 
vertretenen stimmberechtigten Grundkapitals, falls 
nicht das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas 
anderes vorschreiben. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen gel-
ten als nicht abgegebene Stimmen. 
 

2. Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfa-
che Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet eine 
engere Wahl unter den Personen statt, denen die 
beiden höchsten Stimmzahlen zugefallen sind. Bei 
dieser engeren Wahl entscheidet die höchste Stim-
menzahl. 
 

2. Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfa-
che Stimmenmehrheit nicht erreicht, so findet eine 
engere Wahl unter den Personen statt, denen die 
beiden höchsten Stimmzahlen zugefallen sind. Bei 
dieser engeren Wahl entscheidet die höchste Stim-
menzahl. 

4. Rechnungslegung, Gewinnverwendung 
 

4. Rechnungslegung, Jahresabschluss und 
Gewinnverwendung 

 
§ 23 Rechnungslegung 
 

§ 23 Rechnungslegung, Jahresabschluss  

Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des 
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr 
den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und 
Verlustrechnung und Anhang) sowie den Lagebe-
richt aufzustellen. 

1. Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fris-
ten in den ersten drei Monaten des Geschäftsjah-
res für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresab-
schluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrech-
nung, und Anhang) sowie und den Lagebericht so-
wie den Konzernabschluss und den Konzernlagebe-
richt aufzustellen und dem Aufsichtsrat vorzulegen. 
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2. Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluss, so 
ist er festgestellt, sofern nicht Vorstand und Auf-
sichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahres-
abschlusses der Hauptversammlung zu überlassen. 
Die Beschlüsse von Vorstand und Aufsichtsrat sind 
in den Bericht des Aufsichtsrats an die Hauptver-
sammlung aufzunehmen. 
 

§ 24 Verwendung des Bilanzgewinns 
 

§ 24 Verwendung des Bilanzgewinns 
 

1. Der Bilanzgewinn der Gesellschaft wird – für den 
Fall, dass stimmrechtslose Vorzugsaktien ausgege-
ben sind - in nachstehender Reihenfolge verwen-
det: 
 

1. Der Bilanzgewinn der Gesellschaft wird – für den 
Fall, dass stimmrechtslose Vorzugsaktien ausgege-
ben sind - in nachstehender Reihenfolge verwen-
det: 
 

a) Zur Nachzahlung etwaiger Rückstände von  
    Gewinnanteilen auf die stimmrechtslosen    
    Vorzugsaktien aus den Vorjahren, 
 

a) Zur Nachzahlung etwaiger Rückstände von  
    Gewinnanteilen auf die stimmrechtslosen    
    Vorzugsaktien aus den Vorjahren, 
 

b) zur Zahlung eines Vorzugsgewinnanteils von  
    Euro 0,03 je ein Stück stimmrechtslose  
    Vorzugsaktie ohne Nennbetrag, 
 

b) zur Zahlung eines Vorzugsgewinnanteils von  
    Euro 0,03 je ein Stück stimmrechtslose  
    Vorzugsaktie ohne Nennbetrag, 
 

c) zur Zahlung eines ersten Gewinnanteils von  
    Euro 0,02 je ein Stück Stammaktie ohne  
    Nennbetrag, 
 

c) zur Zahlung eines ersten Gewinnanteils von  
    Euro 0,02 je ein Stück Stammaktie ohne  
    Nennbetrag, 
 

d) zur gleichmäßigen Zahlung weiterer  
    Gewinnanteile auf die Stammaktien und die   
    stimmrechtslosen Vorzugsaktien, soweit die  
    Hauptversammlung keine andere Verwendung  
    Beschließt. 
 

d) zur gleichmäßigen Zahlung weiterer  
    Gewinnanteile auf die Stammaktien und die   
    stimmrechtslosen Vorzugsaktien, soweit die  
    Hauptversammlung keine andere Verwendung  
    beschließt. 

2. Bei Ausgabe neuer Aktien kann für diese eine 
andere Gewinnanteilsberechtigung festgesetzt 
werden. 
 

2. Bei Ausgabe neuer Aktien kann für diese eine  
andere Gewinnanteilsberechtigung festgesetzt 
werden. 
 

3. Soweit die Gesellschaft Genussscheine ausgege-
ben hat und sich aus den jeweiligen Genussrechts-
bedingungen für die Inhaber der Genussscheine 
ein Anspruch auf Ausschüttung aus dem Bilanzge-
winn ergibt, ist der Anspruch der Aktionäre auf die-
sen Teil des Bilanzgewinns ausgeschlossen (§ 58 
Abs. 4 AktG). 
 

3. Soweit die Gesellschaft Genussscheine ausgege-
ben hat und sich aus den jeweiligen Genussrechts-
bedingungen für die Inhaber der Genussscheine 
ein Anspruch auf Ausschüttung aus dem Bilanzge-
winn ergibt, ist der Anspruch der Aktionäre auf die-
sen Teil des Bilanzgewinns ausgeschlossen (§ 58 
Abs. 4 AktG). 

5. Umwandlungskosten, Kapitalaufbringung 
 

5. Umwandlungskosten, Kapitalaufbringung 
 

§ 25 Umwandlungskosten 
 

§ 25 Umwandlungskosten 
 

Die Kosten der Umwandlung der FUCHS PETROLUB 
AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) trägt die 

Die Kosten der Umwandlung der FUCHS PETROLUB 
AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) trägt die 
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Gesellschaft bis zu einem Gesamtbetrag von 
1.000.000 Euro. 
 

Gesellschaft bis zu einem Gesamtbetrag von 
1.000.000 Euro. 

§ 26 Kapitalaufbringung 
 

§ 26 Kapitalaufbringung 
 

Das Grundkapital der Gesellschaft wurde dadurch 
aufgebracht, dass die FUCHS PETROLUB AG in eine 
Europäische Aktiengesellschaft (SE) umgewandelt 
wurde. 

Das Grundkapital der Gesellschaft wurde dadurch 
aufgebracht, dass die FUCHS PETROLUB AG in eine 
Europäische Aktiengesellschaft (SE) umgewandelt 
wurde. 

 


